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Auftrag fraktionsübergreifend «Mehr Transparenz bei der Finanzierung von kantonalen 
Abstimmungskampagnen» 
 
Vorstosstext 
Der Regierungsrat wird beauftragt zu prüfen, wie die Transparenz bei der Finanzierung von 
kantonalen Abstimmungskampagnen gewährleistet werden kann.  
 
Begründung 
Bereits in der Beantwortung der Regierung (RRB 2018/1866) ist festgehalten, dass die finanziellen 
Aufwendungen für Abstimmungs- und Wahlkampagnen erheblich zunehmen. Bereits im Jahr 2018 
herrschte Einigkeit darüber, dass verhindert werden soll, dass «finanzielle Macht in politische Macht 
umgemünzt werden kann». 
 
Die Bevölkerung wünscht vermehrt Transparenz in der Politik. Es ist also nichts anderes als 
angebracht, dass diese Transparenz auch von den Parteien und Komitees in kantonalen 
Abstimmungskämpfen garantiert werden soll. 

Im Jahr 2018 hinterfragte die Regierung, ob die Offenlegung der finanziellen Aufwände für die 
Wählenden überhaupt etwas beeinflusse. Es ist aber heute noch stärker der Fall, dass die kantonalen 
Abstimmungen immer im grösseren Stil geführt werden. Erfahrungswerte (Inserate in Zeitungen, 
Plakate, Werbung auf Social Media, Haushaltsversände im ganzen Kanton, etc.) erhärten die 
Annahme, dass die Ausgaben der kantonalen Kampagnen deutlich steigen. Zusätzlich kommen in den 
nächsten Jahren auch mehr kantonale Abstimmungsvorlagen vors Volk. Deshalb soll die Bevölkerung 
transparent Einsicht haben, wie viel Geld in eine Kampagne fliesst und von wem dieses stammt. 

Mehr finanzielle Transparenz stärkt die direkte Demokratie langfristig, da das Vertrauen in die 
politischen Parteien gestärkt wird. Es ist deshalb jetzt Zeit, dass der Kanton Solothurn prüft, ob und 
wie klare Regelungen für die Transparenz der Politikfinanzierung aufgestellt werden können. Bei 
nationalen Wahlen und Abstimmungen ist dies bereits geregelt.  
Auf kantonaler Ebene haben bereits sechs Kantone eine entsprechende Regelung eingeführt.  
 
 
 
Unterschriften: 
 

1. Angela Petiti 
2. Laura Gantenbein 
3. Fabian Gloor 


